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werbe festzustellen12. Beide Branchen sind auf Grund 
ihrer Absatzorientierung (Konsumentennähe) bzw. 
der unzureichenden Industrialisierung ( des Baugewer­
bes) für eine örtliche Überdimensionierung weitge­
hend ungeeignet. 

2. Legt man die mittlere quadratische Abweichung vom 
Bezugswert 1 (gleicher Branchenanteil in der Region 
und im Vergleichsraum) als Streuungsmaß zugrunde, 
so haben sich die großstädtischen Unterschiede in 
den Standortquotienten für alle (zugrunde gelegten) 
Wirtschaftsbereiche verringert. Hinsichtlich der 
großstädtischen Branchenstruktur hat demnach von 
1961 bis 1970 eine gewisse - wenn auch nur gering­
fügige - Nivellierung stattgefunden. 

3. Die Wirtschaftszweige des sekundären Sektors waren 
1961 und 1970 in den meisten Großstädten unter­
durchschnittlich vertreten13, während die Mehrzahl 
der tertiären Bereiche in mehr als der Hälfte aller 
Großstädte überrepräsentiert war. Dies gilt besonders 
für die Wirtschaftsabteilung 4 (Handel), die in 49 
bzw. 45 Großstädten einen Standortquotienten > 1 
erzielte - ein Zeichen für den relativen Bedeutungs­
überschuß vieler Städte als Einkaufs- und Versor­
gungszentren. 

4. In welchen Städten die einzelnen Wirtschaftszweige 
des sekundären und des tertiären Sektors in den J ah­
ren 1961 und 1970 besonders dominant vertreten 
waren - immer gemessen an der Beschäftigtenstruk­
tur, verglichen mit der des Bundesgebietes -, läßt 
sich aus Tabelle 2 erkennen. So war z.B. der wachs­
tumsstarke Sektor „Banken und Versicherungen"14 

im Jahre 1970 relativ am stärksten in den Städten 

12 Während der Variationskoeffizient (in °/o) für die Wirt­
schaftsabteilung 1 in den Jahren 1961 und 1970 die extrem ho­
hen Werte von 198,8 bzw. 168,1 erreichte, lauteten die entspre­
chenden Werte für den Handel 17,1 und 15,4 sowie für das 
Baugewerbe 19,5 und 18,2. 
13 So hatten z. B. im Verarbeitenden Gewerbe 1961 und 1970 
jeweils 40 Großstädte einen Standortquotienten < 1. 

Münster, Frankfurt, Köln, Karlsruhe und München 
vertreten. Den höchsten A.nteil an Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst (Wirtschaftsabteilung 9) hatte je­
weils die Stadt Bonn. 

Zur Interpretation der berechneten Standortquotien­
ten ist zusammenfassend zu bemerken, daß sie nur etwas 
aussagen über die relativen Abweichungen der örtlichen 
Wirtschaftsstruktur von der des übergeordnet~n Ver­
gleichsraumes. Ein Anstieg des für einen Wirtschafts­
zweig berechneten Quotienten kann sowohl auf einem 
überproportionalen Wachstum dieses Wirtschaftszweiges 
als auch auf einem überdurchschnittlichen Rückgang an­
derer Sektoren beruhen. Veränderungen der einzelnen 
Quotienten sind mithin nur ein Indikator für das Aus­
maß der strukturellen Veränderungen in einer Region 
- jeweils gemessen an den Anteilsverschiebungen im 
Bundesdurchschnitt - , ohne etwas über die Ursachep 
des Strukturwandels auszusagen. Standort- und Speziali­
sierungskoeffizienten sind indessen geeignete Kennziffern 
zur Beschreibung der (Veränderung der) wirtschafts­
strukturellen Ausgewogenheit einer Region und insoweit 
hilfreiche methodische Instrumente zur Analyse räumli­
cher Entwicklungsprozesse. Für die regionale und kom­
munale Wirtschaftspolitik sind sie ein Maßstab zur Be­
urteilung der potentiellen Krisenanfälligkeit der Region. 
Ein hoher Spezialisierungskoeffizient sollte in jedem Fal­
le ein Warnsignal sein, auch wenn die Spezialisierung auf 
der örtlichen Überdimensionierung eines wachstumsstar­
ken Wirtschaftszweiges beruht - wie im Falle der Che­
miestädte Leverkusen und Ludwigshafen. Das Beispiel 
der Automobilindustrie zeigt, wie schnell - durch un­
vorhersehbare (weltpolitische) Ereignisse - aus einer 
Wachstumsbranche ein schrumpfender Wirtschaftszweig 
werden kann. 

14 Von den Wirtschaftsabteilungen 0- 9 erzielte der Bereich 
„Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe" 1961- 1970 mit 
+ 41,6 °/o das stärkste Beschäftigtenwachstum im Bundesdurch­
schnitt. 

G. STEFFEN 

Aufgaben der Betriebswirtschaftslehre 
für die Gestaltung des ländlichen Raumes und der Umwelt 

1. Einleitung 

Lange Zeit hat die Betriebswirtschaftslehre bei der 
Planung von Einzelbetrieben primär Preise und Mengen 
von Produkten und Faktoren, die vom Markt beeinflußt 
werden, als wesentliche externe Größen berücksichtigen 
müssen. In einer Zeit starker Außenhandelsabhängigkeit 
besitzen diese Umweltgrößen heute besondere Bedeu­
tung. 

Mit der Ausweitung der Strukturpolitik als wichtigen 
Instrumentes der Verbesserung landwirtschaftlicher Ein-

kommen gewinnen der Raum und seine Einflußgrößen 
verstärkt Einfluß auf die einzelbetriebliche Planung. So 
wird z. B. die Darstellung der Entwicklung verschiede­
ner sozialökonomischer Betriebstypen zur Grundlage für 
die Beurteilung der Tragfähigkeit eines Raumes für Voll­
erwerbsbetriebe und Arbeitskräfte. Kenntnisse über die 
Agrarförderung werden zu wichtigen Rahmenbedingun­
gen für die einzelbetriebliche Entwicklung. 

In enger Verbindung mit der LN- und AK-Planung 
eines Raumes ist die Ermittlung des Angebotes von 
Agrarprodukten eines Gebietes zu sehen, da Marktkapa-
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Institutionen gesetzliche Grundlagen Pläne 

Raumordnungsgesetz 

Planungsgesetz Landes-Entwicklungspläne 

Gebiets- Entwicklungspläne 

Landschaftsgesetz Kreis - ", Landschaftsplan 

Bebauungs-, Flächennutzungspl. 

richterliche Entscheidungen 

im Spannungsfeld 
gesetzlicher und 
planerischer Einflüsse 

Landes-Bauordnungen, Immissions­

schutz- , Abfallbeseitigungsgesetze 

zitäten entscheidend die Tragfähigkeit eines Raumes be­
einflussen. Die regionale Angebotsanalyse ist zwar ein 
Hauptarbeitsgebiet der Marktforschung, jedoch ist diese 
Disziplin besonders dann, wenn sie - vom Einzelbetrieb 
ausgehend - Angebote abschätzen möchte, auf Infor­
mationen über die einzelbetriebliche Ausrichtung ange­
wiesen. 

Eine Erweiterung dieser Aufgaben der landwirtschaft­
lichen Betriebslehre hat dadurch stattgefunden, daß der 
Raum nicht nur Standort der Agrarproduktion, sondern 
_Träger anderer Funktionen primär im ländlichen Raum 
geworden ist. Dazu rechnen folgende Aufgaben: 

1. Der ·steigende Bedarf an landwirtschaftlicher Nutz­
fläche für Verkehrsflächen und Bebauung sowie das 
Erhalten leistungsfähiger Agrargebiete führen dazu, 
daß- Aussagen über leistungsfähige Standorte land­
wirtschaftlicher Betriebe im Rahmen der Bauleitpla­
nung gemacht werden müssen. Der Flächennutzungs­
plall einer Gemeinde verlangt Entscheidungen über 
die Abgrenzung von landwirtschaftlichen Flächen, 
Verkehrsflächen und Siedlungsflächen sowie Vorstel­
lungen über die Entwicklung landwirtschaftlicher 
Befriebe in Freiräumen. 

2. Ein erhöhter Informationsbedarf entsteht dadurch, 
daß die landwirtschaftliche Nutzfläche nicht nur für 
Bebauung und Verkehr, sondern verstärkt unter Bei-
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behaltung der Oberflächengestalt für Freiraumfunk­
tionen (Erholung, Wassereinzug) zur Verfügung ge­
stellt werden muß. Diese Mehrfachnutzung des Rau­
mes hat zu Planungsaktivitäten auf verschiedenen 
Ebenen geführt, die alle auf detaillierte Informatio­
nen über landwirtschaftliche Betriebe angewiesen 
sind. 

3. Die steigende Umweltbelastung verlangt Planungen 
und Kontrollen von Luft und Wasser, deren Qualität 
von der Flächennutzung mitbeeinflußt wird. Gesetz­
liche Auflagen und Verbote zur Verminderung der 
Umweltbelastung zwingen zu einer Anpassung und 
Neuausrichtung der Agrarproduktion an diese Bedin­
gungen. Der Planungsspielraum des Einzelbetriebes 
wird speziell durch diese Restriktion eingeschränkt. 

Aufgabe dieses Beitrages ist es, zunächst die verschie­
denen Planungsebenen, die zur Ordnung der Flächennut­
zung und der Umwelt geschaffen worden sind, kurz dar­
zustellen. Im Anschluß daran soll der Informationsbe­
darf der verschiedenen Planungsinstitutionen beschrie­
ben werden, der zur Grundlage der Erarbeitung notwen­
diger Daten und Methoden werden kann. Ansprüche der 
Raum- und Umweltplanung sind dabei ebenso zu behan­
deln wie Informationen des Einzelbetriebes, der unter 
veränderten Einflüssen neu ausgerichtet werden muß. 
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2. Die verschiedenen Planungsebenen und ihre 
Aufgaben 

Ausgangspunkt ist die Bundesebene (vgl. Abb.). Durch 
das Raumordnungsgesetz erhalten Bund und Länder den 
Auftrag, gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie 
ausgewogene wirtschaftliche, soziale und kulturelle V er­
hältnisse zu schaffen und weiterzuentwickeln [lY. 

Auf der Grundlage dieses Programmes beschreiben 
Landesentwicklungsprogramme in detaillierter Form die 
Ziele der Landesplanung für die räumliche Gestaltung. 
In Landesentwicklungsplänen, die auf kleinere Räume 
ausgerichtet sind, erfolgt ihre inhaltliche Darstellung. 
Bisher wurden in Nordrhein-Westfalen von der Landes­
planungsbehörde drei Landesentwicklungspläne erarbei­
tet [5]. Andere Länder haben ähnliche Konzepte vorge­
legt. 

Die Aufgabe des Landesentwicklungsplanes I des Lan­
des Nordrhein-Westfalen besteht darin, Ballungsgebiete 
von ländlichen Zonen abzugrenzen. Das Ziel des Landes­
entwicklungsplanes II konzentriert sich auf die Ermitt­
lung von Entwicklungsschwerpunkten unterschiedlicher 
Ordnung für die Ausbildung zentralörtlicher Schwer­
punkte, die ebenfalls nicht ohne Auswirkung auf die 
Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe geblieben 
ist. · • .. ,: ,;1:1~ 

Die stärksten Auswirkungen auf die Agrarproduktion 
dürfte jedoch das Landesentwicklungsprogramm III auf­
weisen, das sich die Aufgabe setzt, räumlich funktionale 
Aufgabenteilungen vorzunehmen. Gebiete für Freizeit 
und Erholung, für Wasservorkommen sowie Gebiete mit 
besonderer ökologischer Ausgleichsfunktion sind hierbei 
abgegrenzt. 

Die Gebietsentwicklungspläne bearbeiten Teile eines 
Landes. Diese Pläne werden entweder von den Regie­
rungspräsidenten oder von speziellen Planungsinstitutio­
nen, z. B. Landesplanungsgemeinschaften, erstellt. Sie 
stellen eine Richtlinie für behördliche Entscheidungen 
dar und bilden die Grundlage notwendiger Anpassungen 
der Bauleitpläne der Gemeinden an die Ziele der Raum­
ordnung. 

Unter Berücksichtigung der in den Landesentwick­
lungsplänen vorgenommenen Vorentscheidungen kon­
zentriert sich ein Gebietsentwicklungsplan auf die glei­
chen Aufgaben, nämlich die Grundfunktionen Wohnen, 
Arbeiten, Versorgen, Erholen und Verkehr unter Be­
irücksichtigung sozialer, wirtschaftlicher und ökolbgi­
scher Bedingungen. 

Auf der Planungsebene unterhalb der Gebietsplanung 
hat der Kreis seine Kompetenzen, die bisher allerdings 
im Zusammenhang mit der Raumplanung nicht sehr 
stark ausgebildet sind. Kreisentwicklungspläne, die eine 
Koordinierung der Bauleitplanung und eine Anpassung 
an die Gebietsentwicklungspläne zum Inhalt haben, sind 
in einigen Ländern erarbeitet. 

* Die Zahlen in [] beziehen sich auf die Literaturhinweise am 
Ende des Beitrages. 

Für die Landschaftspflege wird dem Kreis jedoch als 
unterer Behörde eine besondere Planungskompetenz aufge­
tragen [6]. In Zusammenarbeit mit den höheren Land­
schaftsbehörden besteht die Aufgabe des Kreises primär 
darin, den Landschaftszustand darzustellen, Entwick­
lungsziele zu formulieren, geschützte Flächen und 
Landschaftsbestandteile auszuweisen sowie Entwick­
lungspflege und Erschließungsmaßnahmen zu veranlas­
sen. Er soll die Außenbereiche der Flächennutzun_gspläne 
überdecken. 

Für die Gemeinde als nächste Planungsebene beschreibt 
das Bundesbaugesetz die Rechtsgrundlage für die Bauleit­
planung, die ihrerseits Niederschlag im Flächennutzungs­
plan und Bebauungsplan findet [2]. Die Hauptaufgabe 
des Flächennutzungsplans besteht darin, die beabsichtigte 
Art der Bodennutzung in den Grundzügen dai:zustellen. 
Hierzu muß die Stellung der Gemeinde im Gesamtraum 
bekannt sein. Reine Agrargemeinden sind zu unterschei: 
den von Erholgemeinden und Entwicklungsgemeinden so­
wie zentralen Orten. 

Außer von den verschiedenen Ebenen der Raumpla­
nung werden der landwirtschaftliche Betrieb und der 
Raum von den Umweltschutzgesetzen beeinflußt, die ih­
rerseits Landes- und Gebietspläne, den Landschaftsplan 
und den Flächennutzungsplan, mitbestimmen. Hauptpro­
blem des Immissionsschutzes ist die Luft- und Wasserrein­
haltung sowie die Lärmbekämpfung, Fragenkomplexe, die 
den Standort und die Produktionsverfahren der pflanzli­
chen und tierischen Erzeugung stark berühren [ 4 ]. Das 
Abfallbeseitigungsgesetz regelt das Lagern, Behandeln und 
Transportieren von Abfällen. Im Bereich der Landwirt­
schaft sind die tierischen Exkremente und die Abfälle der 
Bodenproduktion hiervon betroffen [3]. 

Die einzelnen Planungsebenen sind nicht losgelöst von­
einander zu sehen. So wirkt die Landesplanung in Rich­
tung auf die Pläne der kleineren Räume wie Gebiets- und 
Landschaftspläne. Die Bauleitplanung ihrerseits orientiert 
sich aus dem örtlichen Bereich in Richtung größerer Räu­
me. Die übergeordneten Pläne stellen Rahmenbedingun­
gen dar mit unterschiedlicher Rechtsverbindlichkeit für 
die kleineren Planungseinheiten. 

3. Informationen zur Darstellung des Agrarsektors auf 
den verschiedenen Ebenen der Raumplanung 

Für das Erarbeiten der genannten Pläne sind Informa­
tionen notwendig, die ähnlich wie bei der einzelbetriebli­
chen Planung mit Hilfe geeigneter Daten und Pla­
nungsmethoden erarbeitet werden müssen. Anhand von 
drei verschiedenen Planungsebenen sollen beispielhaft ei­
nige Informationen beschrieben werden, die für das Aus­
arbeiten der Pläne notwendig sind: 

1. Landesteile: Landesentwicklungspläne, Gebietsent­
wicklungspläne, 

2. Kreis: Landschaftsplan, 
3. Gemeinde: Flächennutzungsplan. 
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Für alle Pläne sind Abgrenzungsprobleme zum Erken­
nen von Räumen verschiedener Funktionen zu lösen 
(Produktion, Wohnen, Erholen, Wassereinzug). Merkmale 
zur Kennzeichnung der Funktionen sind dazu notwendig. 
Darüber hinaus muß die Häufigkeit ihres Auftretens er­
faßt werden, um dann homogene Räume abgrenzen zu 
können. 

Im Rahmen von Landes- und Gebietsentwicklungsplä­
nen bedeutet dies, daß die Freiräume von den Flächen 
für Wohnungen, Gewerbe und Industrie · abgegrenzt wer­
den. Die Freiräume ihrerseits sind in Flächen für die 
Landwirtschaft, die Forstwirtschaft, die Erholung und 
den Wassereinzug aufzuteilen. Im Rahmen weiterer 
Landesentwicklungspläne für NRW ist beabsichtigt, Ab­
baugebiete für Bodenschätze sowie Flugplätze auszuwei­
sen. Innerhalb dieses relativ großen Gebietes kann das Er­
kennen von Problemräumen für Förderungsmaßnahmen 
notwendig werden, primär dann, wenn an die Stelle einer 
relativ globalen Förderung der Agrarproduktion eine 
regional differenzierte Unterstützung erfolgt. 

Schon jetzt werden Verfahren für das Erkennen von 
Förderungsobjekten mit bestimmten Merkmalen für die 
Auswahl der Flurbereinigungsgemeinden oder für das 
Bergbauernprogramm eingesetzt. Konfliktgebiete für den 
Umweltschutz müssen im Rahmen von umweltpolitischen 
Maßnahmen abgegrenzt werden. 

Auf der Kreisebene sind für den Landespflegeplan zu 
schützende Flächen und Landschaftsteile erfaßt worden. 
Folgende Abgrenzungskriterien sind zu berücksichtigen: 
ausgewogener Naturhaushalt, Grünflächen für Erholung, 
Vielfalt und Schönheit der Landschaft, Lebensstätten für 
bestimmte Tiere. Die Vielzahl nichtquantifizierbarer Grö­
ßen dürfte das kartographische Erfassen besonders 
schwierig machen. 

Der Flächennutzungsplan einer Gemeinde verlangt das 
Abgrenzen der Bauflächen von den Außenzonen, zu de­
nen primär die land- und forstwirtschaftlichen Flächen, 
aber auch Grünflächen zählen. Besonders diffizile Ab­
grenzungsproblem·e ergeben sich, wenn - wie vorgeschla­
gen - agrarische Vorranggebiete als Teil der Freiräume 
,msgewiesen werden sollen und möglicherweise innerhalb 
dieser Gebiete Agrarindustrieflächen vergleichbar mit ge­
werblichen Flächen bestimmt werden müssen. 

Als Abgrenzungskriterien für derartige Vorranggebiete 
müssen eine hohe natürliche Leistungsfähigkeit, eine an­
spruchsyolle Infrastruktur, immissionsfreie Räume und 
genügend großer Abstand von Wohngebieten angesehen 
werden. Größere landwirtschaftliche Vorranggebiete 
dürften sich kaum ausweisen lassen, da bei angestrebten 
Betriebsgrößen zwischen 50 und 100 ha im reinen Acker­
bau die Einwohnerdichte für eine leistungsfähige Infra­
struktur nicht ausreicht. 

Für die so abgegrenzten Räume sind Informationen zu 
erarbeiten, die der Kontrolle des Raumes und der ihm 
zugedachten Funktionen, aber auch der W eiterentwick­
lung, dienen: 

Für die Gebietsentwicklungspläne sind Angaben über 
die Tragfähigkeit der ländlichen Räume für Arbeitskräfte 
und Betriebe unter Berücksichtigung verschiedener Funk­
tionen zu erarbeiten. Eine ausreichende Tragfähigkeit ist 
Voraussetzung für eine leistungsfähige Sozialstruktur, die 
bestehen muß, damit der Raum die ihm zugedachte Funk­
tion übernehmen kann. Diese Unterlagen sind sowohl für 
ländliche Gebiete mit geringer landwirtschaftlicher Lei­
stungsfähigkeit, aber hohem Freizeitwert und der Gefahr 
eines sozialen Zusammenbruches zu erarbeiten als auch 
für landwirtschaftliche Gebiete mit einer leistungsstarken 
Landwirtschaft. 

Im einzelnen sind Informationen über die Zahl der 
tragfähigen Vollerwerbsbetriebe sowie die Zu- und Ne­
benerwerbsbetriebe zu erarbeiten, die der Beurteilung des 
innerlandwirtschaftlichen Strukturwandels, aber auch 
dem möglichen Aufbau gewerblicher Arbeitsplätze dienen 
Primäre Angaben über die Mobilität von Arbeitskräften 
und Flächen sind für die weitere wirtschaftliche Entwick­
lung im landwirtschaftlichen und gewerblichen Sektor 
notwendige Daten. Vorschätzungen über die Bevölke­
rungsentwicklung in ländlichen Gebieten sind erforder­
lich, um die Notwendigkeit des Schaffens außerlandwirt­
schaftlicher Arbeitsplätze zu prüfen. 

Auch Verarbeitungsbetriebe wie Molkereien und Zuk­
kerfabriken, deren Versorgung aus nicht zu großen Ent­
fernungen erfolgt, sowie Dienstleistungsbetriebe für die 
Landwirtschaft wie Fachschulen und Beratungsstellen der 
gewerblichen Wil_'tschaft und des Staates sind auf Anga­
ben über die regionale Tragfähigkeit, die LN-Entwick­
lung und das Anbauverhältnis angewiesen. Ein Rückgang 
der Konkurrenzfähigkeit des Futterbaus entzieht den 
Molkereien die Grundlage; ein Absinken der Ackerflä­
chen bringt Probleme für die Zuckerfabriken. 

Detaillierter angeboten werden müssen Unterlagen für 
Planungen .auf der Kreisebene. Hier verlangt der Land­
schaftsplan des Festlegen der Zweckbestimmung für die 
Brachflächen, primär ein Problem der ländlichen Räume 
mit geringer Leistungsfähigkeit, aber auch der Verdich­
tungsgebiete mit einem hohen Anteil an Bauerwartungs­
land. Das Vorschätzen zukünftiger Brachflächenanteile 
stellt die e i n e Planungsaufgabe dar. Planungen zur Be­
urteilung alternativer Nutzungen wie Aufforsten, natürli­
che Weiterentwicklung oder ein Bewirtschaften mit oder 
ohne Agrarproduktion können zu einer sinnvollen Raum­
nutzung beitragen. 

In Ergänzung zur Brachflächenentwicklung kann eine 
Kontrolle des Luft- und Wasserhaushaltes, der durch 
landwirtschaftliche Immissionen beeinträchtigt wird, not­
wendig werden. Dazu sind Vorschätzungen über die Ent­
wicklung der Tierbestände, der Güllemengen und des An­
bauverhältnisses sowie der Bevölkerungs- und Besied­
lungsentwicklung wertvoll. 

In den Verdichtungsgebieten ist es auf Kreisebene er­
forderlich, die Entwicklung der Wirtschaftsflächennut­
zung zu betrachten, um zu verhindern, daß bei zuneh­
mender Bebauung Freiräume nicht mehr in ausreichendem 
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Maße zur Verfügung stehen und das Naherholungsange­
bot nicht mehr ausreicht. 

Eine Weiterentwicklung der Planungsunterlagen ist 
notwendig, wenn Kreisentwicklungspläne erarbeitet wer­
den sollen, deren Aufgabe u. a. in der Abstimmung der 
Bauleitpläne der einzelnen Gemeinden liegt. Mit Hilfe 
von Planungen, die verschiedene Sektoren einer Gemeinde 
erfassen, lassen sich Vorschläge für verschiedene Formen 
der Weiterentwicklung einer Gemeinde erarbeiten. 

Auf der Gemeindeebene steigt mit der kommunalen 
Neugliederung und der wachsenden Größe der Gemein­
den der Aufwand an Planungsarbeit. Eine Ermittlung der 
sozialökonomischen Struktur im Bereich der Landwirt­
schaft unter starker Berücksichtigung der anderen Sekto­
ren informiert über die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. 
Ein übertragen .der Ergebnisse der Gebietsentwicklungs­
pläne, die Gemeinden bestimmte Schwerpunktfunktionen 
zuweisen, auf die Gemeindeebene ist dazu notwendig. 

Die funktionale Arbeitsteilung zwischen den Gebieten, 
aber auch innerhalb derselben, führt zu einer Differenzie­
rung in den Aufgaben der Gemeinden. So kann es zur 
Ausbildung von reinen Agrargemeinden und Erholungsge­
meinden kommen, für die unterschiedlich ausgerichtete 
Flächennutzungspläne erstellt werden müssen. 

Für Agrargemeinden wird das Ausweisen von Vor­
rangflächen für die Landwirtschaft diskutiert, die gleich­
wertig neben Industrieflächen zu sehen sind. Dabei sind in 
Abhängigkeit vom Umfang der gemeinschaftlichen Pro­
duktion primär in der tierischen Erzeugung die Größe der 
Flächen und ihre Lagen für Gemeinschaftseinrichtungen 
festzulegen. 

Für Erholungsgemeinden sind Angaben über Umfang 
und Art der LN-Nutzung in den Freiräumen zu erarbei­
ten, die verschieden genutzt werden können. 

Besondere Planungsaufgaben ergeben sich in den Ge­
mischtgemeinden mit einer Flächennutzung durch die 
Agrarproduktion und den Erholungsuchenden. Die Größe 
der Bebauungsflächen und ihre Abgrenzung von den Frei­
räumen werden entscheidend mitbestimmt durch die Ent­
wicklungsrichtung der Gemeinden, die durch verschiedene 
agrarpolitische Programme beeinflußt werden. 

Verschiedene Entwicklungsalternativen sind hier denk­
bar, die ein unterschiedliches Wirtschaftswachstum be­
rücksichtigen. Eine Gemeindeentwicklung hinsichtlich Flä­
chennutzung und Einkommen kann auf eine sehr starke 
innerlandwirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Voll-, 
Übergangs- und Nebenerwerbsbetrieben ausgerichtet sein, 
während ein anderer Plan in erster Linie auf eine Förde­
rung der Vollerwerbsbetriebe bei gleichzeitiger Entwick­
lung gewerblicher Arbeitsplätze ausgerichtet ist. Zusätz­
lich ist der Einfluß der Bevölkerungsentwicklung zu er­
fassen. Agrargemeinden mit schrumpfender Einwohner­
zahl sind zu unterscheiden von denen mit einem Bevölke­
rungsüberschuß. 

Da eine Verbesserung der Agrarstruktur im weitesten 
Sinne in der Regel allein mit Maßnahmen der landwirt­
schaftlichen Fachplanung nicht zu erreichen ist, muß ge-

prüft werden, ob industrielle Arbeitsplätze neu geschaffen 
werden können. An die Stelle reiner Agrarmodelle müssen 
dann mehrsektorale Betrachtungen treten, um die Ent­
wicklungsmöglichkeiten verschiedener Bereiche gleichzei­
tig betrachten zu können. 

An alle Planungsmodelle werden hohe Datenansprüche 
gestellt. Insbesondere bei den notwendigen langfristigen 
Betrachtungen sind die Daten mit großer Unsicherheit be­
lastet. Die hohe Komplexität der Raum- und Umweltmo­
delle und die Datenunsicherheit zwingen dazu, in„die Pla­
nungen stets das Abschätzen von Datenveränderungen 
aufzunehmen, eine Vorgehensweise, die in der einzelbe­
trieblichen Planung zur Selbstverständlichkeit zählt. 

4. Informationsbedarf zur Beurteilung der Einflüsse der 
Raumplanung und des Umweltschutzes auf . einzelbe­
triebliche Entscheidungen 

Der Einzelbetrieb muß bei seiner Ausrichtung die durcli 
die Raumplanung geschaffenen Rahmenbedingungen be­
rücksichtigen. Primär für die Ermittlung der Tragfähig­
keit eines Raumes für Arbeitskräfte sind Angaben über 
Größe und Betriebsorganisation der Einzelunternehmen 
notwendig. Die Weiterentwicklung in Richtung speziali­
sierter Ein-AK-Betrieb ist dabei ebenso zu untersuchen 
wie die Bedingungen, unter denen Mehr-AK-Betriebe 
durch das Einbeziehen von Gemeinschaftsställen ökonomi­
sche und soziale Vorteile haben können. Einzubeziehen 
sind Untersuchungen über die Wirksamkeit von durchge­
führten oder geplanten Förderungsmaßnahmen. 

Zusätzlich werden die Gesetze des Umweltschutzes, 
Bau- und Gewerbeordnungen sowie richterliche Entschei­
dungen wirksam. Aufgabe der landwirtschaftlichen Be­
triebslehre besteht darin, die Begrenzungen für die Flä­
chennutzung zu definieren, neue umweltfreundliche Pro­
duktionsverfahren mit entsprechenden Daten zu beschrei­
ben und Vorschläge für die Neuausrichtung der Betriebe 
auszuarbeiten. 

Anhand einiger Beispiele sollen die Unterlagen darge­
stellt werden, die zu einer sinnvollen Weiterentwicklung 
beitragen können. Dabei wird von Gebieten unterschiedli­
cher Funktionen und Größen ausgegangen. 

Der eine Extremfall dürfte ein größeres landwirtschaft­
liches Vorranggebiet sein, das die unbegrenzte Ausschöp­
fung des technischen Fortschritts zuläßt. Bei der großen 
Besiedlungsdichte mit starker Spezialisierung und großen 
Wachstumschancen in der tierischen und pflanzlichen 
Produktion und der ungünstigen Betriebsgrößenstruktur 
dürften derartige Räume in der BRD allerdings nur ver­
einzelt anzutreffen sein. Die reinen Agrargebiete der So­
wjetunion und der Vereinigten Staaten erfüllen am ehe­
sten die Voraussetzung. 

Erste Einschränkungen erfahren landwirtschaftliche Be­
triebe in kleineren landwirtschaftlichen Vorranggebieten. 
Am wenigsten betroffen ist der Ackerbau, der u.U. nach 
neuen Verfahren für die Strohverwertung, möglicherweise 
auch nach Transportsystemen ohne Straßenverschmutzung 
suchen muß. 
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Stärker sind die Einflüsse in der tierischen Produktion. 
Selbst in einem Vorranggebiet wird man ohne Berücksich­
tigung von Emissionsschutzauflagen und des Abfallbeseiti­
gungsgesetzes nicht wirtschaften dürfen. Zusätzliche Auf­
lagen führen zu einem Rückgang in der Konkurrenzfähig­
keit, die eine Aufgabe der Tierproduktion nach sich zie­
hen kann. 

Noch restriktiver wirken raumplanerische und Um­
weltschutzmaßnahmen in den Erholungsgemeinden, pri­
mär in den Grünlandgebieten. Ein Verbot nicht flächen­
gebundener Veredelung oder eine Beschränkung in der 
Produktion von Silage und Belüftungsheu zwingt zu An­
passungsvorschlägen. Neue Betriebsformen müssen ent­
wickelt werden, die eine umweltfreundliche Flächennut­
zung mit und ohne Tierproduktion ermöglichen. 

Für alle Betriebe ergeben sich mit der Umwidmung der 
Flächen und bei Eingriffen durch die Umweltschutzge­
setzgebung Bewertungs- und Entschädigungsfragen. Lange 
Zeit bekannt sind Ansätze zur Bewertung von abgegebe­
nen Flächen sowie Resthofbelastungen bei Landentzug für 
Verkehrszwecke. 

Zusätzliche Bewertungsfragen für Flächen und Ställe 
treten jedoch im Zusammenhang mit Landschaftspflege­
plänen und Umweltschutzgesetzen auf. Ein Verbot der 
tierischen Produktion, eine Beschränkung hinsichtlich der 
Nutzungsformen von Freiräumen für Erholung und Was­
sereinzug führen zu Einkommensverlusten, die erfaßt 
werden müssen. Auseinandersetzungen unter Nachbarn 
und zwischen Landwirten und den Kommunen sowie dem 
Land sind auf sachgerechte Bewertungsverfahren ange­
wiesen. 

Darüber hinaus stellt sich die Frage nach dem Wert der 
Erholungsflächen für Anbieter und Nachfrager als Bei­
trag zur Preisbildung dieser neuen Dienstleistung des Flä­
chennutzers. Ansätze, die eine Beurteilung der relativen 
Vorzüglichkeit mit Hilfe von Kostenwerten ermöglichen, 
können dabei ebenso von Bedeutung sein wie Verfahren, 
die Leistung und Kosten unter Berücksichtigung von Prei­
sen für die Erholungsflächen erfassen. 

Abschließend läßt sich festhalten, daß die Betriebswirt­
schaftslehre vor einer Reihe neuer Aufgaben steht, die 

. über den engeren Bereich hinausreichen. Drei Gründe für 
diese grenzüberschreitende Betrachtung sind zu nennen: 

1. Der landwirtschaftliche Betrieb wird immer stärker 
durch externe Größen beeinflußt. Seine Planung ver­
langt umfassende Kenntnisse der Umwelt. 

2. In der Raum- und Umweltplanung werden ähnliche 
Methoden eingesetzt, wie sie aus der einzelbetriebli­
chen Planung bekannt sind. Eine Übertragung dieser 
Instrumente auf die skizzierten Arbeiten eröffnet ein 
neues Tätigkeitsfeld. 

3. Die betriebswirtschaftliche Ausbildung beinhaltet in 
zunehmendem Maße Methoden der Systemanalyse, mit 
deren Hilfe komplexe Systeme analysiert, geplant und 
gesteuert werden können. Die Umweltforschung, die 
auf ein Zusammenführen vieler Fachgebiete angewie­
sen ist, verlangt sehr komplexe Ansätze, die mit Hilfe 
systemanalytischer Techniken formuliert und abgewik­
kelt werden können. So kann die Betriebswirtschaft 
zum Koordinator einer fruchtbaren interdisziplinären 
Arbeit werden. 

Diese neuen Aufgaben sollten gesehen und in Angriff 
genommen werden, um nach Aufgabe und Einschränkung 
anderer Tätigkeiten auch in Zukunft an der Raum- und 
Flächengestaltung mitzuwirken. Ein Schrumpfen der 
Landwirtschaft, der klassischen Agrarproduktion, führt 
zu einer Verlagerung von Aufgaben auf andere Institutio­
nen. Die Aufgabe von Landwirtschaftsschulen, Beratungs­
stellen und der Aufbau von kommunalen Verwaltungen 
für die Landschaftspflege und Umweltkontrolle deuten 
eine Entwicklung an, die Konsequenzen hinsichtlich einer 
Aufgabenverlagerung nach sich zieht. 
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